
Aktenzeichen:
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Verkündet

am 29. August 1963

I m N a m ein d e s' V o l k e s

. . . . 0 0 . 0 . 0 . . ° 9 . 0 0 . ° . 0 ° . .

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 3 Senat des Bundessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 29. August 1963, an der
mitgewirkt haben ;‚57

Senatspräsident Prof Dr. B o g s

.
als Vorsitzender,

_
die

Bundesriohter
9;; R i c h t e r und

Dr° L a n g k e i t

sowie die Bundes
eozialrichter

L u m e r und

_;:5!ié;igj Dr° H a t e s a u 1
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Sprungrevision der Klägerin wird das Ur—

teil des Sozialgerichts Nürnberg vom 10. Januar 1963

aufgehoben.
,

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin
43, 92 DM zu zahlen" ' _._„‚ _

Außergerichtliche Kosten des Reohtsstre1t sind
iigi nicht zu erstatten°

_ gn?l
V o-n R e c h t_s w e g e n „
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Der Versicherte Iwan Z. hatte am 19..Juli 1961 Antrag auf

Rente bei der zuständigen Landesversicherungsanstalt (LVA)

gestellt. Die Rente wurde mit Wirkung vom 1. Juli 1961 an
bewilligt.

' - -;ü-

In der Zeit vom 1. August bis zum 23. Oktober 1961 war Z.

mit UnterbreChungen insgesamt 61 Tage krank. Die klagende

Stadtgemeinde (Eürsorgeträger) gewährte ihm Krankenpflege
und machte bei der beklagten Krankenkasse—einen Ersetzen-

spruch nach @ 1531 ff der ReichsVersieherungsordnung (RVO)

_dem Grunde nach geltend (Schreiben vom 8. November 1961).

Mit Schreiben vom 10. April 1962 beantragte sie unter Bei—

fügung von Abrechnungsunterlagen Ersatz in Höhe von 3/8 ‘

des Grundlohns für jeden Tag der gewährten Krankenpflege,

wobei sie als Grundlohn den nach @ 385 Abs. 2 BVG errech—

neten durchschnittlichen Grundlohn, gekürzt um 15-7, zu—
grunde legte. Die Bek agte entsprach diesem Antrag. Sie

zahlte 248,27 DM (61 mal 4,07). Mit dieser Abrechnung er—

'7 klärte sich die klagende Stadtgemeinde nicht einverstan—

Üfff'Sie beantragt,

den. Sie vertrat nunmehr unter Berufung auf die Entschei—

dung des Bundessozialgoriehts (DSG) vom 27. April.1961

(BSG 14, 192) die Auffassung, für die Berechnung der Ir—
‘satzleistung sei der ungekürzte durchsehnittliche Grund—

-lehn maßgebend. Die beklagte Krankenkasse hielt ihre Be—

rechnung für richtig und lehnte weitere Zahlung ab.

Die Klägerin begehrt mit der Klage die Verurteilung der

Beklagten zur Zahlung des Unterschiedsbetrages.)

)_
die beklagte Krankenkasse zu uerurteilen‚

' an sie 43,92 DM zu zahlen.

' ”'. Das Sozialgericht (so) hat die Klage abgewiesen; die Be“
rufung wurde zugelassen (Urteil Vom 10. Januar_1963). Das

SG ist in ÜbereinStimmung mit dem genannten Urteil des BSG

...3...
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vom 270 April 1961 davon ausgegangen, daß die dem Fürsorge—

träger gegenüber der Krankenkasse nach @@1531 EVO ff zu—
stehende Ersatzfordorung bei Unterstützung eines kranken”
versicherten Rentners pauschal zu berechnen und dabei der

für die Bemessung der Beiträge maßgebende Grundlohn (@ 385

Abs° 2 BVG) zugrunde zu legen ist° Als diesen sieht es —

abweichendvon der Entscheidungdes BSG—denum15 %ge—
l_kürzten durchschnittlichen Grundlohn an°

Gegen dieses Urteil hat die klagende Stadtgemeinde unter
IBeifügung einer Bihwilligungserklärung der Beklagten Sprung—
revision mit dem Antrag eingelegt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Beklagte nach dem'Klageantrag zu ver—
urteilcnal ' ' 'l

Die Klägerin hält daran fest, daß ihrer Ersatzforderüng

die durchschnittlichen Grundlöhne, wie sie sich nach 5 385
Ab:-3° 2 EVO ergaben, ungekürzt zugrunde zu legen seien° Wie

sich aus der Vorgeschichte des Gesetzes über Krankenversi—

eherung der Rentner (KVdR) ergebe, seien alle gesetzgeben—
den Organe davon ausgegangen, daß die Krankenkassen mit

einem Teil der Aufwendungen für die Rentnerkrankenversi—

eherung belastet bleiben sollten ("Interessenqu0te")o Müß—
-te aber die für die Bemessung der Beiträge vorgeschriebene'

Kürzung der durchschnittlichen Grundlöhne um 15 % auch für

die Berechnung der Barleistungen an die Rentnerversicherten
gelten, so würde die vom Gesetzgeber gewollte Beteiligung

der Krankenkassen an der aufbringung der Mittel weitgehend

wieder aufgehoben und auf die versicherten Rentner abge—

sehoben werden° e_Haeh der Verordnung (VO) über die Kran—

kenversieherung der Rentner vom 4. November.1941 habe es

keinen Grundlohn für die Rentnerversicherten gegeben° Bei

der Abrechnung zwischen Fürsorgeverbänden und Krankenkassen
nach 5 1553 art 2 i„v‚m„'5 1524 Abs, 1 eve sei de3halb der
letzte Satz dieser Vorschrift anzuwenden gewesen° Nehme man

_ - i.;
. '.‘ '
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mit demBSGan, das seit demInkrafttreten des KVdRdie Erf'
'°ü satzforderung wieder nach 5 1524 Abs. 1 Satz 2 bis 4 pau—
ff schal zu berechnen sei, so müsse der für die Berechnung von
”” Barleistungen an Rentnerversicherto geltende Grundlohn auch

bei der Berechnung der Ersatzforderung.maßgebend sein.

Die beklagte Krankenkasse hat beantragt,

-die Revision zurückzuweisen.

Sie führt aus: Für die Barleistungen an Rentnerversicherte

müsse der gleiche Grundlehh wie für die Beiträge zugrunde

gelegt werden (59 201 Satz 2, 195 a Abs. 9 EVO). Aus der
Fassung des @ 385 Abs. 2 EVO ergebe sich, daß die hier in

Satz 3 vorgesehene Kürzung von 15 % zur Errechnung des Grund—

lohns gehöre. Wenn auch die Konzeption des Gesetzgebers da—

hin gegangen sei, den Krankenkassen eine "Interessenquote"

an der Aufbringung der Mittel für die Rentnerkrankenversi—

cherung'aufzubürden‚ so crgebe sich_doeh aus dem Gesetz selbst

.„ kein Anhalt dafür,-daß die finanzielle Mitbeteiligung der
Krankenkassen durch Zugrundelegung eines ungekürzten Grund—

lohns bei den Barleistungen an die Rentnerversichcrten er—
;- reicht werden solle. — Selbst wenn aber grundsätzlich die

ungekürzten Durchschnittsgrundlöhne der pauschalen Ersatz—
berechnung zugrunde zu legen seien, so könne die klagende

“Stadtgemeinde mit ihrer Forderung nicht durchdringen, da sie
'i._sich mit der auf der Grundlage des gekürzten Rentnergrund—

" lohns errechneten Pauschalleistung zunächst zufrieden gege—
ben habe. Es habe sich eine Verwaltungsübung mit gewohnheits—

rechtlichevaang gebildet, an die sich auch die Klägerin zu-

nächst gehalten habe. —_Schließlich sei der Klägerin ent—'
"_ gegenzuhalten, daß ihre tatsächlichen Aufwendungen weniger

”** als die Hälfte dessen betragen hatten, was ihr schon 813 Er“
satleistung von der Beklagten gewährt werden sei. Sie han—

dele rechtsmißbrüuchlich, wenn ihre auf die Pauschalregc—

lung des Gesetzes gestützte Forderung eine solche Höhe er—

reiche, daß sie im Mißverhültnis zumWert der tatsächlich
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gewährten—Krankenpflegeleistungen stehe°

Die Spruhgrevision ist begründet° Der klagenden Stadtgemein—

de—steht der mit der Klage gegen die beklagte Krankenkasse

geltend gemachte Anspruch auf weitere Brsatzleistung in Höhe

von 45,92 DM zu„- '

Die Klägerin verlangt nach 55 1551 ff EVO von der Beklagten

Ersatz für die Krankenpflege, die sie einem versicherten

“Hilfebedürftigen” gewährt hat, Die Voraussetzungen des An—

spruchs dem Grunde nach liegen vor (5 1551 Satz 1 i,V.m.

@1533Nr. 2 eve). - '

Für Umfang und Höhe des Anspruchs gilt 5 1533 Nr. 2 i.V„m„
% 1524 Abs° 1 Satz 2 bis 4 EVO° Zu Recht ist das SG davon

ausgegangen, daß im vorliegenden Fall die Pauschalierungs—

vorschrift des 5 1524 Abs° 1 Satz 2 EVO anzuwenden ist: Die

beklagte Krankenkasse hat also 3/8 des Grundlohns zu erset—

zen, "nach welchem sich das Krankengeld des Berechtigten be?
.stimmt”„ Daß die Anwendung dieser Vorschrift bei Unterstüt—

zung von Eentncrversieherten nicht deshalb ausgeschlossen

ist, weil diese Versicherten keinen Anspruch auf Kranken—

'geld haben, hat der erkennende Senat bereits in seiner Ent—

scheidung vom 27. April 1961 (BSG 14, 192, 195 ff) näher
dargelegt, Die hiergegen neuerlich ven Siebeck vorgebrach—

ten Bedenken (DOK 1963, 58, 59 f unter II) sind nicht be«

gründet° Die Verweisung in @ 1533 Nr. 2 EVO auf Satz 2 bis

-4—nicht Satz 5 —des @1524Abs. 1 EVOzeigt klar, daß
das Gesetz davon ausgeht, beim Ausgleich zwischen den be-

teiligten Körperschaften aus Anlaß der Unterstützung von
Versicherten seien die Pausehalibrungsvorschriften des © 1524

Abs° 1 EVO anzuwenden° Der Zweck dieser Regelung ist, den
DErsatzberechtigten

von dem oft schwer zu erbringenden Nach—

weis der tatsächlichen Aufwendungen zu befreien und dafür
Durchschnitbssätze aufzustellen, nach denen der Brs tzan—‘

spruch in einfacher Weise berechnet werden kann (EVA, Grunde,
_;Bntscn„—Nr„2095in AK 1915, 679, 680 in Anlehnungan die

_ 6 _
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72h Begründung zum Entwurf einer RVG S. 452 ff, 164, 165). Die—
9Ä7ser im Gesetz unmißverständlich zumAusdruckgebrachte Ver—

einfachungsgedanke muß auch dann zum Zuge kommen, wenn die

ursprünglich zweifelsfrcie Auslegung der Vorschrift infolge

—einer Rechtsentwicklung in anderen Bereichen, die auf die

hier in Frage stehende Regelung ausstrahlt, zu Schwierig—

keiten führt. Mochte auch bei Einführung der Krankcnversi-_

cherung der Rentner im Jahre 1941 die Pauschalbercchnung des

5 1524 Abs. 1 BVG im Rahmen des nach @@1531, 1533 RVO durch—

zuführenden Ausgleichs
— mangels eines Grundlohns -

undurche

führbar geworden sein, so wurde sie doch nach der Umgestal—

tung der KrankenverSicherung der Rentner durch das KVdR wie—
der möglich. Nunmehr gibt es auch bei Rentnerversichertcn

'einen Grundlehn, der für die Bemessung der bei diesen Ver—

sicherten in Betracht kommenden Barléistungen — Hochengeld‚

Stillgeld, Sterbégeld - maßgebendist (@195 a Abs. 9,
5 201 Satz 2 RVG).

Daß zu diesen Barleistungen das in_5 1524 Abs. 1 Satz 2 RVO

'”7genannte Krankengeld nicht gehört,_weil die Rentnervcrsi—

eherten_darauf keinen Anspruch haben (@ 182 Abs. 1 Nr. 2

Satz 2 RVG), fällt demgegenüber nicht entscheidend ins Ge—
'wieht. Die Pauschalregelung des @ 1524 Abs. 1 nvo gilt nur*

.für den Ausgleich zwischen KörpersChaften des öffentlichen

Rechts. Ob der Versicherte einen konkreten AnspruCh auf Kran—
.'kengeld hat, ob dieser Anspruch ruht oder ob der Versicher—

te mit diesem Anspruch ausgesteuert ist, hat für diesen Aus—
gleich keine Bedeutung. Hierfür kommt es nur auf eine nach

dem Sachzusammenhang geeignete, leiCht zu ermittelnde Be—

zugsgrößc als Rechnungsfaktor-an; das aber ist der Grundlohn

(so richtig Verband Deutscher Rentenversicherungsträger,
Komm. zur RVG, 6. Aufl. @ 1524 Anm. 8; Versen, Sozialveré

sich. 1956, 370, 371 f). Wennder Gesetzgebersich nicht
' darauf beschränkt hat, in_é 1524 Abs. 1 Satz 2 BVG den

"Grundlohn? als Bezugsgröße aufzuführen, Sendern vom ”Grund—

lohn" spricht, "nach welchem sich das Krankengeld des Be—

..."]...
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rechtigten bestimmt", so soll diese Bezugnahme auf einen be—

sonders wichtigen -all der Zugrundelegung des Grundlohns nur
erdeutlichen, welehe Abrechnungsgrundlage gemeint ist„_Kei—

neswegs soll damit dem hier allein gémeinten “Grundlehn” ein
in der Sache bedeute ames Unterscheidungsmerkmal zuerkannt wer—

den; denn das
Krankengeld wurde, als der Gesetzgeber die Pau—

schalregclung des 5 1524 Abs° 1 Satz 2 bis 4 RVO traf, nach

dem gleichen Grundlob n wie die übrigen Barleistungen berech— '

net° Seit dem 1„ August 1961 baut das Krankengeld allerdings

'überhaupt nicht mehr auf dem Grundlohn, sondern auf dem "Be—

gellohn" auf (@ 182 Abs„ 4 RVO idF des Art° 2 Nr. 3 b des Ge—

setzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Verbesse—

_rung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krank;

heitsfall vom 12:„ Juli 1961; BGBl I S. 913). Hiernaeh gibt
_les auch außerhalb der Krankenversicherung der Rentner_keinen

_
Grundlohn mehr, nach welchem sich das Krankengeld des Bérech—'

tigtcn bestimmt, so daß nunmehr bei einer nur den ”ortsinn

des @ 1524 Abs„ 1 Satz 2 RVO in Betracht ziehenden Auslegung
die Pauschalregelung des @ 1524 Abs, 1 Satz 2 bis 4/überhaupt

nicht mehr anwendbar wäre° Das stünde aber in klarem Wider—

spruch zu.dem auf Vereinfachung und Praktikabilität abzie—
lenden Grundgedanken der Regelung° So ist die Rechtsentwick—
lung, die die Leslösung des Krankengeldes vom Grundlohn ge-
bracht hat, nur ein Indiz mehr dafür, daß die nähere Kenn—
zeichnung des Grunlehns in Gestalt des Hinweises auf das

nk ngeold in { 1524 Abs° 1 Satz 2 RVO nur be80hreibenderNatur8

ist und de18 das Kernstück dieser Regelung die Verwei—

'_l.:$.
”;

5?
)

sung auf den Grundlohn ist° In diesem Sinne stellt auch 5 1524

Abs. 1 Satz 5 EVO in Anlehnung an die Terminologie des 5 180

Abs° 3 Satz 25 Abso 4 RVOallein darauf ab, daß ”kein Grund—
lohn bestimmt“ ist, und bestätigt damit, daß die Regelung in

6 1524 Abs° 1 Satz 2 bis 4 BVG nur voraussetzt, daß für Lei—
stungen der Krankenvers iehcrung an den Berechtigten überhaupt

ein Grundlohn maßgebend ist„

Da aber für die RentnerversiCherten ein Grundlohn bestimmt
ist (55 195 a Abs„ 9, 201 Satz 2 i.v„m. @ 385 Abs. 2 eve),

_ 8 _
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.iSt die Pauschalregelung des 5 1524Abs„ 1 Satz 2 bis 4 EVO f
auch in diesen Bällen_anzuuendenq Ihr ist der Grundlohn zu- '
grande

zu legen, der sowohl für die Bemessung der Beiträge

als auch — auf Grund der Verueisungen in 9 195 a Abs„ 9,

% 201 Satz 2 EVO 4 für die an
Rentnerversicherte

zu gewäh—|

renden Barleistungen maßgebend istngamit'scheid t die Mög—
lichkeit aus, daß es bei einem Rentnerversicherten für die
Bemessung der Beiträge und die Errcchnung der Barleistungen

verschiedene Grundlöhne geben könnte. '

Wie dieser
für die.Bemessung der Beiträge und Barleistungen

gleichermaßen verbindliche Grundlohn zu bestimmen ist, läßt

sich allerdings der Regelung in 5 385 Abs° 2 BVD nur mittel—

bar entnehmen, da hier nur von dem "durchschnittlichen Grund—

lohn der versicherungspflichtigen Mitglieder (@ 165 Abs° 1
Nr° 1 und 2)" als Rechnuhgsfaktor für die Errechnung der Bei—

träge gehandelt wird, Bine_besondere Begriffsbestimmung_für

den in dcr Krankenversicherung der Rentner maßgebende■

"Grundlohn" findet sich weder hier noch an anderer Stelle
des Gesetzes° Wie die Eihgangchrte des @ 385 Abs. 2 RVO er—

kennen lassen, ist diese Vorschrift allein auf das Ziel ge—
richtet, die Bemessung der Beiträge zu regeln° Das kann so—

wohl durch Bestimmung des Betrages, von dem die Beiträge er—
!

hoben werden, als auch dureh Bestimmung des für die Beitrags—

erhebung maßgebenden Vom—Hundert—Satzes geschehen, und es
besteht keine logisch zWingendc Notwendigkeit, schlechthin

den Betrag, von dem die Beiträge in Hundertsätzen erhoben

werden, als den für Beiträge und Leistungen maßgebenden

“Grundlehn” anzusehen. Vielmehr kann die Bestimmung des Be—

tra „es, ven dem die Beiträge in Prozenten erhoben werden,

allein der Beitragsbemessung + ohne Veränderung des “Grund—

lohns" _ dieneno Nur zum Zweck der BeitragsbemeSsung werden

in den Sätzen 1 bis 4 des 5 385 Abs„ 2 EVO einzelne Schrit—

te beschrieben, die nacheinander durchzuführen sind, um zu
dem vom Gesetzgeber gewünschten Ergebnis bei der Erhebung

'der Beiträge zu kommen° Da in dieSem Zusammenhang eine zwcch»

hafte Aufzählung der einzelnen Berechnungsmaßnahmen genügt
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—ohne daß klargestellt wird, was hiervon zur Bestimmung des
Grundlohns und was allein zur Berechnung der Beiträge gehört —,

ist es erklürlieh, daß 5 385 Abs, 2 EVO eine genaue Abgrenzung
zwischen der Vorstufe der Be$timmung des Grundlohns und-der

eigentlichen Beitragsbemcssung nicht erkennen läßt° Erst die
Verweisungchin 5 195a Abs, 9, @201 Satz 2 nvo, die nicht
auf den ih-é 385 Abs, 2 klar geregelten Beitrag, sondern auf
den für die Bemessung des Beitrags maßgebenden "Grundlohn" Be»

zug nehmen, machen eine klare Grenzziehung zwischen der Be-

stimmung des Grundlohns und der Beitragsbemessung im engeren

Sinne erforderlich° Auf die in 5 385 Abs. 2 EVO im einzelnen

aufgeführten Berechnungen bezogen bedingt das die Klärung, ob

der in 5 385 Abs° 2 Satz 3, zweite Hälfte geregelte Berech—

«nungsvorgang — nämlich die Kürzung der durchschnittlichen

Grundlöhne um 15 vom Hundert — noch zur Bestimmung des Grund—

lohns oder schon zur eigentlichen Beitragsberechnung gehört.

Da der Wortlaut der gesetzlichen Regelung aus den schon dar—

gelegtcn Gründen kein entscheidende3 Argument hergibt, sondern

die Einbeziehung des Kürzungsvorgangs sowohl in die Stufe der

Grundlohnbestimmung als auch die der Beitragsberechnung im

engeren Sinne zulüßt, gewinnt für die Erforschung des “Wil—

lens des Gesetzes“ der Sinnzusammcnhang der hier in_Rede ste—

henden Vorschrift mit anderen Vorschriften um so mehr Bedeu—
tung° Dabei ist auch ihre Entstehungsgesohichte zu berück—

sichtigen, allerdings mit der gebotenen Vorsicht, wenn die
am Gesetzgebungsvcrfahrcn beteiligten Organe unterschiedli-

che Auffassungen vertreten haben; letztlich muß ausschlag—

gebend sein, was von diesen Auffassungen seinen Niederschlag

im Gesetz gefunden hat (BSG 8, 140, 141)°

@385 Abs. 2 nvo war in einer im wesentlichen den geltenden
Recht entsprechenden Fassung bereits im Begierungsentwurf
enthalten; allerdings sah der Entwurf ursprünglich vor, die

durchschnittliohen Grundlöhne um 40 v.H. zu kürzen (Deutscher

Bundestag, 2° Wahlperiode, Drucks, 1234 Anl° ‘!)0 In der Be—
gründung (aaO SD 12 f, "Zu Nr._31") wurde davon ausgegangen,

'- 10 -
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._
die den Grundlohn für die Bemessung der Beiträge regelnde

7f Vorschrift (@385RVO)'bedürfefür die Rentnereiner Er—.*.gänzung,_da sie kein Arbeitsentgelt bezogen. Es hätte nahe—
gelegeh, als.Bemessungsgrundlagé anstelle des Arbeitsent-

gelte die Rentezu setzen.Dochhätte sich dannein für_die
Krankenversicherung unzureichender Beitrag ergeben. Deshalb

sei der durchschnittliche Grundlohn der versicherungSpflich—

tigen Mitglieder, aufgeteilt nach Ländern mit Ausnahme der

großen bundesunmittelbaren Betriebskrankenkassen, als Be—

reehnüngsgrundlagc gewählt werden. Unter Berücksichtigung

der verminderten Einkommensverhältnisse der Rentner sollten

"diese Durohschnittsgrundlöhne um 40 V.H. gekür2t werden.

Außerdem sollte im Hinblick auf den Ausschluß der Rentner

von den Barleis tungen nicht der allgemeine Beitrags satz,

sondern ein um 1/3 niedrigerer gelten. ' '

_-
Hiernaeh steht im Vordergrund die Erwägung, daß die Träger

der Krankenversieherung einen zureiehenden Beitrag erhalten

„
sollen. Dabei greift der Hinweis auf die "verminderten Ein—

”.kommensverhültnisse der Rentner" wohl noch einmal den — vom

“Gesetzgeber jedoch nicht verwirklichten —Gedankenauf, daß
eigentlich die Rente Berechnüngsgrundlage sein rüßte. Für
die hier entscheidende Frage, ob die Kürzungsregelung zur

Bestimmung des Grundlohns oder zur Bemessungder Beitrage'

_
gehört, laßt sich aus der amtlichen Begründung zum Regie-

fi rungsentwurf nichts Wesentliches entnehmen.

;'Im weiteren Verlauf der Beratungen war vor allem die Kür—

l,zungstorsehrift Gegenstandder denEntwurf des @385Abs. 2
EVO betreffenden Erörterungen. Der Bundesrat schlug eine
entsprechende Minderung des Vomhundertsatzes vor; für die

'Rentenversicherungsträger dürfe aus diesem Gesetz kein fi-

nanzieller Vorteil erwachsen und der Krankenversicherung

; keine Belastung durch Verminderung des bisherigen leistung s-

au1wands der Rentenver8icherung_entstehcn (aaO Anl. 2 S. 17

- Nr. 12). In diesem Sinne entschied sich der Ausschuß für
Sozialholitik für eine Herabsetzung des Vomhundertsatzes

3“'—-11
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lder Kürzung_auf 15 v.H. Im PSehriftlichen Beribht" des Abge—

ordneten Ruf (Deutscher Bundestag,2. Wahlperiode "zu Drucks.

2256“ S. 3) wurde dazu bemerkt, für die Bemessung der von den

Trägern der Rentenversieherung zu zahlenden Beiträge sollten

die Grundsätze der allgemeinen Krankenversicherung mit der
Maßgabe gelten, daß der Beitra ssatz der Krankenkasse für

die Rentner um 1/3 gekürzt werde und "als Grundlohn nicht die

Rente, sondern der durchsehnittliChe_— allerdings gekürzte —
Grundlchn der übrigen Mitglieder" gelte. Ferner wurde als.

einmütige Auffassung des Ausschusses wiedergegeben (aaO S. 4),
daß die erforderlichen Mittel in der Hauptsache von den Trä—

gern der Rentenversieherung aufzubringen seien, daß aber auch

die Krankenkassen in einem für sie tragbaren Ausmaß daran be-

teiligt werden süßten.1aeh Prüfung vers ehiedener Unterlagen

sei der Ausschuß zu dem Ergebnis gekommen, daß "die Kürzung

des Grundlohns von 40 v.H. auf 15 v.H. zu ermäßigen" sei;
' die Krankenkassen würden_dadurch etwa mit 8 bis 10 v.H. an
‚der Aufbringung_der erforderlichen Mittel beteiligt. Außer—

dem werde in die Übergangsbestimmungen eine Ermächtigung_für

den Bundesminister für Arbeit aufgenommen, für einzelne Krane

l:enkassen unter bestimmten Voraussetzungen Ausnahmen von der

Grundlohnkürzung zuzulassen.

Hieraus läßt sich mit Sicherheit nur der Schluß ziehen, daß
die Kürzungsregelung allein unter dem Gesichtspunkt der Bei—
tragsgestaltung_behandelt wurde. Das darf nicht außer Be-

tracht bleiben, wenn man die Formulierungen des Berichter-

statters im einzelnen würdigt. So sprüche — für sich genom—

men — seine Äußerung, als Grundlohn gelte nicht die Rente,

sondern der dur chsehnittliehe_ — allerdings gekürzte — Grund-

lohn der übrigen Mitglieder, für eine Einbeziehung des Kür-

zungsvorgangs in der Brreehnung_des Grundlohns; so ließe sich

andererseits der Beschluß, "die_Kürzung des Grundlohns von
40 v.H auf 15 v. H. zu ermäßigen", dafür anführen, daß der

Grundlohn sehon feststeht, bevor es zur Kürzung kommt. Es

wäre-nieht sinnvoll, hier die eine Formulierung gegen die

andere auszuspielen; denn sie sind im Zuge einer Erörterung
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gefallen, bei der es'4 jedenfalls aus der Sicht der Betei—
.

ligten — auf die hier zur-Entscheidung-stehende Frage der_ '

Abgrenzung der zur Brrechnung des Grundlohns gehörenden '

Vorgänge nicht ankam° Bedeutsam ist allerdings, daß sich

in allen Phasen der offensichtlich langeh_und gründlichen
Beratungen über die Gestaltung der Kürzungsregelung keinl

Hinweis auf ihre etwaige Auswirkung auf die Barleistungen

an
Rentneerrsicherte findet° Das ist um so auffälliger,

als bereits der Regisrungsentwurf die später Gesetz geworw

dene Koppelung des Grundlohns für die BémesSungdes Sterbe-
geldes an den für die Bemessung der Beiträge maßgebenden
Grundlohn enthielt (@ 201 Satz 2 EVO)° Es hätte nahegelegen,
die erheblichen Auswirkungen einer stärkeren oder geringe—
ren Kürzung der durchsehnittliehon Grundlöhne auf die Bar—

leistungen an die Rentnerversieherten mit in Betracht zu

ziehen, wenn
die Kürzungsregelung

zur Bemessung des für

die Barleistungen maßgebenden Grundlohns gerechnet werden

wäre° Das Schweigen_der am Gesetzgebungsverfahrcn Beteilig—

ten zur Frage der Auswirkung auf die Barleistungcn spricht
jedenfalls eher dafür, daß die Kürzung nur als Reebnungs—

faktor bei der Bemessungder Beiträge im engeren Sinne,

__
aber nicht als Mittel zur

Brreehnung des Grundlohns ange—
"" sehen werden ist. ‘ ' '

- fh.
._ 3

Ferner ergibt sich aus dem Bericht des AussehuSses für
Sozialpolitik, daß man sich darin einig war, die Träger
der Krankenversieherung sollten an-der Aufbringung der

‚Mittel für die Krankenversieherung der Rentner mit einer
_Interessénquote- auf 8 bis 10v.H„ geschätzt—beteiligt

sein. Diese Auffassung hat ihren deutlichen Niederschlag

im Gesetz gefunden: Nach $ 381 Abs° 2 EVO leisten die Trä—

ger der Rentenversieherung Beiträge "zu den Aufwendungen“

für die Rentnerversicherteno Aus der Beteiligung der Träger
‘G.der Krankenversieherung an den finanziellen Lasten der Kran-

kenvcrsieherung der Rentner läßt sich zwar, wie Siebeek
(DDR 1963, 58, 61 f) zuzugeben ist, nicht zwingend ableiten,

'daß die Gewährung von Barleistungen auf der Grundlage der
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ungekürzten Durchschnittsgrundlöhne zu den Mitteln gehört,
mit denen der Gedanke der Interessenquote der Krankenkassen

verwirklicht werdensollte° Immerhin ist die auf eine nicht

uncrhebliche finanzielle Mitbeteiligung der Krankenkassen

“zielcnde Zwecksetzung des Gesetzes gut vereinbar mit der
stärkeren Belastung der Krankenkassen, die sich aus der Zu—

grundelegung der ungekürzten Durchschnittsgrundlöhne für

die Barleistungen — anstatt der gekürzten «crgibt,

Vor allem aber wird die_Auffassung, daß die Kürzungsregelung
_nicht zur Errechnung des Grundlchns gehört, durch die Über—

gangsregelung in Art, 2 @ 6 KVdR gestützto Hiernach konnte

der Bundesminister für Arbeit oder die von ihm bestimmte

Stelle bis zum 31. Dezember 1960 auf Antrag einer Kranken—

hasse zulassen, daß die Kürzung des Grundlohns nach @ 381

Abs, 2 RVQ ganz oder teilweise und für eine bestimmte Zeit—

dauer unterblieb, wenn bei dieser Krankenkasse die Zahl der

Rentnerversieherten mehr als 1/3 der gesamten Mitglieder-
zahl betrug und die Kasse dadurch wirtschaftlich unangemes—

sen belastet wurde° Der hier genannte "Grundlehn nach 9 381

Abs° 2 RVG” ist der für die Bemessungder Beiträge maßge—
bendc Grundlohna Wenn das Gesetz von

der Kürzung dieses

Grundlehns spricht,
so setzt es voraus, daß der Grundlohn

"bereits vor der Kürzung feststehto ' ‘ ’

* di
'

'\

|..
..l

C
: H 0 hier zu entscheidende Frage wichtiger als die Wort—

0& [‘ n 07

„ sun. ist aber der Sinngehalt der genannten Übergangsre—
gelang° Schwer verständlich wäre es sehen, wenn sich der

zufällige Umstand, daß die_Zahl der Rentnerversiehertcn

bei einer Krankenkasseungewöhnlich noch ist, auf die Hö-
he der Earleistungen an die Versicherten dieser einen Kasse
auswirken wurde. Es ist kein innerer Grund_dafür ersicht—l

lieh, daß die Höhe der Earleistungen an die Rentnerversi-

.eherten stärker differenziert sein soll, als sich aus der

Aufgliederung der durchsehnittlichen Grundlöhne nach Län7
dern und damit deren lohn— und Preisgefüge ergibt (vgl. '
“

9 385 Abs„ 2 Satz 2 EVO)° Vollends sinnwidrig aber wäre es,

- 14 _
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”wenn eine wegen
der Krankenversicherung der Rentner not—

? leidend gewordene Kasse ihren Rentnerversicherten und deren
Hinterbliebenen höhere Barleistungen gewähren müßte als

die finanziell, besser gestellten Kassen; so würde sich

aber die in Art, 2 5 6 KVdB vorgesehene Minderung der Kür—

zung des Grundlohnes auf die Bemessung der Barleistungenl

auSwirkcn, wenn diese Kürzung eine Minderung des Grundloh—

-nes selbst bedeuten wurde° Aus diesem Zusammenhangwird

.
deutlich, daß die Kürzung des Grundlohns, wie sie in @ 585

Abs, 2_Satz 3 BVD vorgeschrieben ist und nach Art, 2 @ 6

KVdR gemildort werden konnte, allein dazu bestimmt ist,

die Beiträge der Träger der RentenversiChérung, nicht aber
“die Höhe der Barleistungcn sachgemäß zu bemessen, '

Zusammenfassend ist somit festzustellen, daß der für die

Bemessung der Beiträge und der Barleistungen maßgebende

"Grundlohn" die ungekürzten durchschnittlichen Grundlöhne

sind, wie sie nach 5 385 Abs° 2 Satz 2 und Satz 3, erste

'
Hälfte EVO ermittelt werden, '

Dem Anspruch der
Klägerin

steht nicht entgegen, daß die.

Träger der Krankenvorsicherung, wie die beklagte Kranken—

k=kasse vorträgt, bis zum Bekanntwerden der Entscheidung des
Senats vom 27, April 1961 anders

vorgegangen
sind, d.h.

für die Bemessung der_Barleistungen
an

die Rentncrversi—

cherten von den gekärzten‚durchschnittlichen Grundlöhnen

ausgegangen sindo'Zu Unrecht meint die Beklagte
—

gestützt

auf Siebeck (aaO S 63 f)—
, dieser Verwaltungsübung die

-Kraft eines gesetzesändernden Gewohnheitsrechts beimes sen
zu können, Wie der erkennende Senat in_BSG 11, 126, 128 f

näher dargelegt hat, setzt die Entstehung von
Gewohnheite—

recht eine langdauernde, oft auf der Bechtepreck ung der Ge—

richte beruhénde Übung voraus, die durch die Rechtsüberzeu—

gung aller Betroffenen getragen wird und nicht
nur nach dem

‘.Willen der unmittelbar beteiligten Verwaltungen Ausdruck.

geltenden Rechts ist, Durch eine derartige ständige Recht—

sprechung, der Verwaltung und Schrifttum folgen, muß ein
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Vertrauen derer,_die es angeht, insbesondere der betroffenen

Bevölkerung, entstanden sein. Besonders strenge Anforderungen.

an den Nachweis eines Gewohnheitsrechts müssen gestellt wer— '
den, wenn

es das gesetzte Recht zuungunstcn der betroffenen

Berechtigten zurückgedrängt haben soll.

' Nach diesen Grundsätzen beurteilt kann die in diesem Falle

mehr oder weniger einhellig geübte VerwaltungSpraxis nicht

' als Gewohnheitsrecht mit derogatorischer Wirkung angesehen

werden. Sie hat —bei Anlegung des für_die Bildung von Ge—
wöhnheitsrecht erforderlichen Zeitmaßstahs — nur verhältnisn

mäßig kurze Zeit bestanden, nämlich allmählich mit Inkraft-

treten des KVdR (1. August 1956) anlaufend bis zum
Bekannt-'

_
werden der Entscheidung des Senats vOm 27. April 1961. Sie

'konnte sich zwar schon sehr bald auf namhafte Stimmen im
Schrifttum berufen, die aber nur thesenhaft ohne Auscinan—

dersetzung mit der Problematik der Brage die bei erster Be—

trachtung nohelicgendc Meinung zum Ausdruck brachten, oei
' der Bemessung der Barleistungen an Rentnervcrsichcrte sei

von den gekürzten Durchschnittsgrundlöhnen auszugehen (vgl.

' Schmatz, Betriebskrankenkasse 1956 Sp. 289; Jantz, Kranken-

versicherung der Rentner, @ 195 a RVO Anm. I, 2 und 5 201

RVGAh,. II). Erst verhältnismäßig spat —nach Erlaß_der
Inteeheiduhg des Senats vom 27. April 1961 —ist diese Mei—
nung im-Schrifttum näher begründet werden (vgl. Braskmann,‘
Handbuch-der Sozialversicherung, Stand: Januar 1963 Bd. II

s. 454 g; Siebeck, DOK1963. 58; Jülicher, Krankenvers. 1962,
304; dageren nittenberg, Krankenvcrs. 1962, 271 und 305).

2Einc gefestigte Rechtsprechung, die nach Abwägung der für
und gegen die zunächst bestehende Verwaltungsübung

spre—
chenden Argumentc diese Übung gebilligt hatte, hat nicht

vorgclcgen. Alle diese? Ierkmale zus-ammengenommen genügen

keinesfalls den für die Bildung von Gewohnheitsrecht zu '
stellendén Anforderungen, zumal ein solches Gewohnheits—

recht durch Gesetz festgelegte Rechte der Rentnerversicher-

ten schmalcrn würde.
}

_l16
_
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Daß die Klägerin selbst nach recht2eitiger uneingeschränk—

ter Anmeldung ihrer Ersatzforderung bei der beklagten Kran—
kenkasse, wie ihr Schreiben vom 10 April 1962 an diese

erkennen.läßt, Zunächst davon ausgegangen ist, der Pauschale

berechnung ihrer Ersatzförderung seien die gekürzten durch—

schnittlichen Grundlöhnc Zugrunde zu legen, stand der Gel—

_
tendmachung ihrer Restforderung nicht entgegen, Ein Ver—

ziehtswillo der klagenden Stadtgemeinde kann schon deshalb
Ilnicht

angenommen werden, weil davon auszugehen ist, daß
Körperschaften des öffentlichen Rechts

— getreu ihrer Ver—-

pflichtung_zum gesetzmaßigcn Handeln
— Ersatzforderungen,

die durch zwingendes Recht bestimmt sind, in dem gesetzlich

festgelegten Rahmen geltend machen, sofern nicht etwa be—

sondere Gründe für eincn_wirksam erklärten Ver2icht vorlie—
gene

Schließlich kann die beklagte Krankenkasse auch nicht mit

dem Iihwa nd durchdringen, die klagende Stadtgemeinde habe

erheblich.wenigcr für die Krankenpflege des Versicherten Z°
‚aufgewendct, als sie von ihr auf Grund der Pauschalrcgelung

‚.93 des © 1524 Abs, 1 Satz 2 EVO beanspruehe° Der Zweck der

__g-Pauschalregelung des 5 1524 Abs, 1 Satz 2 bis 4 EVO, den
."■_Ersatzberechtigtcn von dem oft schwer zu erbringenden Nach—

' weis der tatsächlichen Aufwendungen zu befreien und die Abe

“[" rechnung zwischen den beteiligten Körperschaften des öffent—
”“” lichen Rechts zu vereinfachen, wäre vereitélt, wenn man in

solchen Fällen den Einwand zuließe, die tatsächlichen Auf—
wendungen seien geringer_als die Pauschbeträgc_(so mit Recht

BVA, Grundsofntsch; Nr, 2095, AE 1915, 679, 680; vgl._auch

Verband der Rentenversichcrungsträger, EVO 6° Aufl. % 1524

-Anm,8). Das gleiche_gilt für den umgekehrten Fall, daß der
Ersatsbercchtigte höhere Aufwendungen gehabt hat, als er mit

seiner Ersatsfordcrung nach der Pauschalregelung des 5 1524

- Abs, 1 Satz 2 bis 4 geltend machenkann(EVAin EuM42, 442,
‘ 443)° Deshalb handelt die klagcnde Stadtgemeinde nicht

fö.rechtsmißbrauchlich, sondern in sinngemäßer Erfüllung des
Gesetzes, wenn sie ihre Ersatzfordcrung nach der Pauschal——

—_-17—
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cu.rogelung des 6 1524 Abs„ 1 Satz 2 EVO berechnet wissen will.

Ihre Sprungrevision ist demnach in vollem Umfahge begründet°

Das'angefochtenc_Urteil_ist aufzuheben und die Beklagte ge—
mäß dem Klageantrag zu_verurteilen° '

' Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 Abs° 1 und 4 des

Sozialgeriéhtégesetzes° —

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

